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LandesFeuerwehrVerband bayern e.V.

VEREINSRECHT

Geltende Rechtsnormen:

- Bürgerliches Gesetzbuch (BGB)

- Grundgesetz (Art.9 Vereinigungsfreih.; Art.8 Versammlungsfreih.)

Begriff:

Ein Verein ist ein freiwilliger, auf eine gewisse Dauer angelegter, körperschaftlich organisierter Zusammenschluss einer Anzahl von Personen, die ein gemeinsames Ziel verfolgen.

Voraussetzungen:

- Führen eines Gesamtnamens
- Bestand des Vereins vom Wechsel der Mitglieder unabhängig

- Körperschaftlich organisiert
- Satzung

- Vertretung durch einen Vorstand 
- Beteiligung der Mitglieder durch Beschlussfassung
Feuerwehrvereine sind nach dem Gesetz so genannte Idealvereine, da ihr Hauptzweck die Verfolgung eines ideellen Ziels ist. Der Zweck ist nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb, also nicht auf eine Gewinnerzielung gerichtet.
Die Eintragung des Vereins in das Vereinsregister

Eines der umstrittensten Themen ist immer wieder die Frage, ob sich der Verein in einen e.V. umwandeln und ins Vereinsregister eintragen lassen soll.

Die Praxis zeigt, dass bei den Feuerwehrvereinen eine erhebliche Unsicherheit darüber besteht, ob und vor allem warum der Verein in einen eingetragenen Verein umgewandelt und ins Vereinsregister eingetragen werden soll.

Beim Für und Wieder kommen im Allgemeinen immer eine Reihe falscher Argumente. So heißt es z.B., dass nur ein eingetragener Verein gemeinnützig sein kann. Dies ist jedoch ebenso falsch wie die Meinung, dass die Eintragung mit hohen Kosten verbunden ist.

Bei der Abwägung, ob sich der Verein in einen e.V. umwandeln soll, muss man sich vor Augen halten, dass der nicht eingetragene Verein nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) nicht rechtsfähig ist, also als Verein selbst nicht Träger von Rechten und Pflichten sein kann.

Auswirkungen hat dies vor allem im Bereich der Haftung für die Erfüllung von Verträgen und auch für Schulden. Hier gilt, dass jeder, der in irgendeiner Form für den Verein handelt, einem Dritten gegenüber für die Erfüllung einer Verbindlichkeit persönlich und unbeschränkt, also auch mit seinem gesamten Privatvermögen, haftet. Dies ist nicht auf den Vorsitzenden oder den Vorstand des Vereins beschränkt, sondern betrifft alle Vereinsmitglieder, die im Namen des Vereins oder des Vorstands handeln.

Beispiele:

Der Vorsitzende beschafft eine Uniform.

Der Kassier kauft ein Computerprogramm für die Kassenverwaltung.

Der Schriftführer kauft für den Verein Kopierpapier.

Ein Vereinsmitglied eines Festausschusses bestellt für das Fest Essen und Getränke.

Hier wird zwar für den Verein eine Vereinstätigkeit ausgeführt. Da der nicht eingetragene Verein aber keine Rechtsfähigkeit besitzt, haftet in allen Beispielsfällen neben dem Verein derjenige, der einen Vertrag schließt, persönlich für die Erfüllung des Vertrages. 

Um diese Haftungsrisiken zu vermeiden ist die Umwandlung in einen eingetragenen Verein empfehlenswert. Ganz abgesehen davon wird bei einer Eintragung die Satzung des Vereins vom Gericht überprüft, was die Gefahr von unzulässigen oder fehlerhaften Satzungsbestimmungen ausschließt und somit eine sichere Vereinsarbeit auf der Basis einer fehlerfreien Satzung gewährleistet. 

Der wichtigste Vorteil ist also, dass der Verein dem Vereinsrecht unterliegt und eigenes Vereinsvermögen und Grundbesitz erwerben kann.

Die Haftung des Vereins ist somit auf das Vereinsvermögen beschränkt.

Weiterhin gelten die Handlungen der gesetzlichen Vertreter des Vereins als solche des Vereins und Sie haften nur im Ausnahmefall persönlich. Beim nichtrechtsfähigen Verein haften die Vorstandsmitglieder hingegen nicht nur mit dem Vereinsvermögen, sondern persönlich (mit dem Privatvermögen) und gesamtschuldnerisch.
Ein weiterer Vorteil des e.V. ist, dass Ihr Verein unter seinem Namen klagen oder verklagt werden kann, während bei einem nichtrechtsfähigen nicht der Verein unter seinem Namen sondern nur die einzelnen Vertretungsbefugten Vorstandsmitglieder gemeinschaftlich unter ihren Namen klagen oder verklagt werden können.
Die Umwandlung in einen eingetragenen Verein ist weder besonders schwierig, noch ist sie mit hohen Kosten verbunden. Gerichtskosten und Notargebühren überschreiten bei der Ersteintragung selten den Betrag von 100 EUR; im Vergleich zum möglichen Haftungsrisiko ein wirklich geringer Betrag. Ist der Verein bereits als gemeinnützig anerkannt, kann die Eintragung sogar gerichtskostenfrei sein.

Was natürlich gemacht werden muss, ist eine gründliche Überarbeitung und Änderung der bestehenden Satzung.

Beim eingetragenen Verein muss die  Satzung  nach § 57 BGB

· den Namen des Vereins,

· den Hinweis, dass der Verein im Vereinsregister eingetragen werden soll,

· den Sitz des Vereins nach § 24 BGB

· den Zweck des Vereins.

und nach § 58 BGB

· Bestimmungen über den Ein- und Austritt der Mitglieder,

· eine eventuelle Beitragspflicht,

· Bestimmungen über die Bildung und Zusammensetzung des Vorstands,

· Voraussetzungen und Form der Einberufung der Mitgliederversammlung,

· Bestimmungen über die Form und Protokollierung von Beschlüssen

enthalten.

Formulierungshilfen sind in der Mustersatzung (siehe Fach 12) enthalten. 
Bevor über die Änderung der Satzung in einer Mitgliederversammlung beschlossen wird, sollte die Satzung auch dem/der zuständigen Rechtspfleger(in) beim Amtsgericht mit der Bitte um eine Vorabprüfung vorgelegt werden. In aller Regel besteht die Bereitschaft, die Satzung durchzusehen und sie zu prüfen. Dies erspart möglicherweise eine spätere Zurückweisung des Eintragungsantrags.

Gleiches gilt für eine Rücksprache mit dem/der zuständigen Sachbearbeiter(in) beim Finanzamt.

Wenn die Umwandlung in einen eingetragenen Verein beschlossen und die Satzung entsprechend geändert wurde, folgt als nächster Schritt die Beantragung der Eintragung beim dem Amtsgericht, in dessen Zuständigkeitsbezirk der Verein seinen Sitz hat. 

Der Antrag muss durch den Vorstand gestellt werden und hat zu enthalten:

· Ort, Datum und Name des gegründeten Vereins,

· Namen und Adressen der gewählten Vorstandsmitglieder,

· die notariell beglaubigten Unterschriften aller Vertretungsberechtigten Vorstandsmitglieder,

Außerdem muss dem Antrag das Original und eine Kopie der Satzung sowie eine Kopie des Protokolls der Gründungs- bzw. Umwandlungsversammlung beigefügt werden. Die Satzung muss nach § 59 BGB von mindestens 7 Vereinsmitgliedern unterschrieben sein und das Datum ihrer Errichtung enthalten.

Eingetragen wird in das Vereinsregister:

· Name und Sitz des Vereins mit dem Namenszusatz „eingetragener Verein“,

· Tag der Errichtung der Satzung,

· Mitglieder des Vorstands und deren Vertretungsmacht

Mit der Eintragung, die in der Praxis etwa 6 Wochen dauert, erlangt der Verein die Rechtsfähigkeit; Satzungsänderungen werden erst mit der Eintragung wirksam.

Fach 1 „Vereinsrecht“
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